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Leserstimmen

Repräsentanten des Staats
Zu einem Leserbrief mit dem Thema
Kopftuchverbot im Gericht
Dadurch, dass Herr Deginus den
Sachverhalt auf ein einfaches Ni-
veau herunterbrechen will, ent-
steht leider ein Zerrbild des Ver-
bots. Dieses gilt lediglich für Perso-
nen, die im Gerichtssaal den Staat
repräsentieren, für andere ist das
Tragen des Kopftuchs durch die
Glaubensfreiheit geschützt. Für
das Bundesverfassungsgericht
kamen laut Urteilsbegründung die
weltanschaulich-religiöse Neutra-
lität des Staates, die Funktions-
fähigkeit der Rechtspflege und die
negative Religionsfreiheit Dritter
als rechtfertigende Verfassungs-
güter in Betracht – nicht etwa eine
vermeintliche Mehrheitsmeinung.
Wie Herr Deginus richtig anführt,
achtet der Iran die Menschenrech-
te nicht. Die häufigen Proteste ge-
gen die iranische Regierung spre-
chen jedoch nicht dafür, dass diese
lediglich den „Volkswillen“ verwirk-
licht. Und ob sich ein demokrati-
scher Rechtsstaat wie unserer in
rechtlichen Fragen an einem Staat
messen sollte, der Oppositionelle
foltert und Minderjährige hinrich-
tet, ist zumindest fraglich.
David Weiß, Wüstenrot
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Klotzen statt kleckern

Von Jürgen Paul

Das Hilfspaket der Bundesregie-
rung ist richtig und wichtig, könnte

aber nicht ausreichen.

Es ist ein gewaltiges Hilfspaket, das
der Bundestag gestern zur Bewälti-
gung der Corona-Krise abgesegnet
hat. 156 Milliarden Euro Neuver-
schuldung, dazu ein Schutzschirm
in Höhe von 600 Milliarden Euro für
die großen Unternehmen – die Bun-
desregierung tut in der Not das ein-
zig Richtige: Sie kleckert nicht, sie
klotzt. Und sie tut das in einer Ent-
schlossenheit und Geschwindig-
keit, die man in Deutschland nicht
gewohnt ist. Viele Hilfskredite sind
schon beantragt, die ersten Gelder
sollen nächste Woche fließen.

Die lauter werdenden Hilferufe
der Wirtschaft zeigen, wie wichtig
Schnelligkeit angesichts der Pande-

mie ist. Wenn eine Firma ihre Mitar-
beiter nicht mehr bezahlen kann,
weil die Umsätze ausbleiben, nutzt
auch der größte Kredit nichts mehr.
Mit den direkten Finanzhilfen kön-
nen die kleinen und mittleren Unter-
nehmen zumindest einige Wochen
überbrücken – je nachdem, wie groß
ihr Finanzpolster ist. Den großen
Konzernen hilft der Staat mit einem
üppigen Rettungsschirm aus Garan-
tien und Bürgschaften und kündigt
im schlimmsten Fall auch die Ver-
staatlichung an.

Das ist alles richtig und wichtig,
könnte angesichts der völlig unge-
wissen Entwicklung der Corona-Kri-
se am Ende aber dennoch zu wenig
sein. Auch für diesen Fall gibt es die
Zusage der Bundesregierung, nach-
legen zu können und zu wollen.

Gleichwohl ist die Aussage von
Wirtschaftsminister Altmaier, we-
gen der Corona-Krise solle kein Ar-
beitsplatz wegfallen, naiv. Die Rezes-
sion und damit ein deutlicher An-
stieg der Arbeitslosigkeit lassen
sich auch mit der vielbeschworenen
Bazooka nicht aufhalten, sondern al-
lenfalls abmildern.

Zu Boris Johnson

Mittelbayerische Zeitung,
Regensburg
In der Corona-Krise zeigt sich, dass
Boris Johnson eine Fehlbesetzung
für die Rolle eines Regierungschefs
ist, von dem man Entschlossenheit,
Führungsstärke und Kompetenz er-
warten sollte. Noch hält sich die Op-
position zurück, aus dem Versagen
politisches Kapital zu schlagen.

Zum digitalen Lernen

Wester-Kurier, Bremen
Bleibt zu hoffen, dass das der lang-
ersehnte Aufbruch zur digitalisier-
ten Schule ist. Ein echtes Klassen-
zimmer werden und sollten diese
Portale nie ersetzen. Denn die Krise
zeigt auch, wie sehr Kinder auf die
zwischenmenschlichen Beziehun-
gen angewiesen sind, die sich im Un-
terricht und auf Pausenhöfen entwi-
ckeln. Deutschland tut gut daran,
diesen Aspekt der Krise als das zu
erkennen, was er ist: eine Chance.

Zu Corona und Bundestag

Neue Presse, Coburg
Regierung und Opposition haben
sich auf einem Modus verständigt,
der sicherstellt, dass die Regie-
rungsmehrheit nicht durch krank-
heitsbedingte Zufallsmehrheiten
gefährdet ist. Das kann man als ei-
nen Beweis für den Zusammenhalt
der Demokraten in Zeiten einer
schweren Krise feiern, und das mag
tatsächlich für dieses eine Mal seine
Berechtigung haben. Wichtig ist
aber festzuhalten, dass dies nicht
der Zustand sein darf, der für die
Dauer der Krise gelten kann. Nie-
mand darf sich daran gewöhnen,
dass ausgerechnet die Maßnahmen,
die extrem tief in das Leben der Bür-
ger einschneiden, im Rahmen einer
reduzierten parlamentarischen
Kontrolle durchgesetzt werden.

Pressestimmen

Alte Fehler

Von Thomas Spang

Das Coronavirus führt in den USA
zu einer scheinbaren Einheit, zeigt

aber auch alte Fehler auf.

Der US-Senat und das Weiße Haus
haben sich im Eiltempo auf Rekord-
Hilfen in der Corona-Krise verstän-
digt. Mit dem historischen Betrag
von zwei Billionen US-Dollar spannt
das Gesetzespaket einen Rettungs-
schirm, der die Auswirkungen der
Pandemie für die Wirtschaft abfe-
dern soll. Ob dieser die Amerikaner
schützen wird, lässt sich nur schwer
abschätzen. Derzeit gibt es zu viele
Unbekannte. Aber das Signal ist
wichtig.

Republikaner und Demokraten
demonstrieren damit, dass selbst in
dem von Donald Trump so bitter ge-
spaltenem Land doch noch etwas
geht. Immerhin.

Auf tragische Weise schafft das
Virus damit, was die Amerikaner
ohne diese existenzielle Bedrohung
nicht hinbekamen. Diese konnten
sich vorher ohne Grundsatzdiskus-
sion nicht einmal auf das Füllen von
Schlaglöchern verständigen.

Deshalb haben die USA als einzi-
ge Industrienation keine Kranken-
versicherung für alle, fehlt es an Ärz-
ten oder an Ersparnissen der US-
Bürger, eine unerwartete Krise zu
meistern. Nicht einmal die Versor-
gung von Millionen armer Bürger
ist gewährleistet.

In der Not müssen Trumps Ver-
bündete erkennen, wie schmerzlich
es jetzt ist, die sozialen Sicherheits-
netze und die Gesundheits-Infra-
struktur zerschlagen und zusam-
mengekürzt zu haben. Der Ret-
tungsschirm kann deshalb nur ein
Anfang sein, das Schlimmste zu ver-
hindern. Das Repräsentantenhaus
sollte dem Paket schnell zustim-
men. Umso dringender müssen die
überfälligen Grundsatzdiskussio-
nen nach Überwindung der Krise
geführt werden.
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Das wird auch Zeit

Von Marcus Sauer

Bundesregierung will die Flughäfen
besser vor überfliegenden

Drohnen schützen.

Fachleute schwärmen von den viel-
fältigen Möglichkeiten, die der Ein-
satz von Drohnen bietet. Doch es
gibt auch eine Kehrseite: Was, wenn
eine große Drohne – es sind mittler-
weile ziemlich dicke Brummer un-
terwegs – von dem Triebwerk eines
Passagierflugzeugs angesaugt wird
und erheblichen Schaden verur-
sacht? Letztlich kann es sogar zum
Absturz kommen. Ein Szenario, das
für Terroristen von besonderem In-
teresse sein könnte. Nicht ohne
Grund wird der Flugverkehr an gro-
ßen Flughäfen immer wieder unter-
brochen, wenn ferngesteuerte Flug-
objekte gesichtet wurden. Während
in vielen anderen Ländern schon

große Bemühungen unternommen
wurden, den Flugverkehr vor Droh-
nen zu schützen, hat nun auch die
Bundesregierung das Risiko ent-
deckt und lässt prüfen, wie die Flug-
sicherheit gewährleistet werden
kann. Man ist mit einer Konzeptstu-
die beschäftigt. Die vor einer Weile
erlassene Drohnen-Verordnung war
ein Fortschritt, sie gibt jedoch
längst nicht genug Antworten. Irri-
tierend ist, dass der Grüne Andrej
Hunko nun kritisiert, dass Drohnen
an Flughafen abgeschossen oder
mit Störgeräten vom Himmel geholt
werden sollen.

Die Praxis in anderen Ländern hat
gezeigt, dass es oft gar nicht mög-
lich ist, die Drohnenpiloten zu orten
und zu bestrafen. Es gilt, auf Num-
mer sicher zu gehen und die Gefahr
auch für die Zukunft auszuschalten.
Dazu müssen die technischen Mög-
lichkeiten verbessert werden, Droh-
nen frühzeitig zu entdecken. Es
muss klare Mechanismen geben,
die in solchen Fällen regeln, wer ei-
nen unbemannten Flieger mit wel-
cher Ausrüstung vom Himmel holt.
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Kommentare

„Das hätte ich gar
nicht gedacht, denn
normalerweise kann

ich gar nicht still
sitzen – in diesen vier
Tagen ist alles so be-
sinnlich geworden.“

Komiker Otto Waalkes zum
Leben in Quarantäne
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Zur Person
Dr. Bernd Salzer (60) ist niederge-
lassener Facharzt für Haut- und Ge-
schlechtskrankheiten in Heilbronn.
Außerdem ist er Vorsitzender des
Spitzenverbands der Fachärztlichen
Berufsverbände in Baden-Württem-
berg. red

„Die Ärzte müssen den
Notstand selbst regeln“

INTERVIEW Schlechte Vorbereitung auf die Corona-Krise: Fachärzte-Sprecher
Bernd Salzer sagt, die Politik lasse die Medizin im Stich

Von unserer Redakteurin
Valerie Blass

K
liniken bereiten sich auf die
Versorgung schwerkran-
ker Covid-19-Patienten vor.
Nicht unbedingt notwendi-

ge Eingriffe sind abgesagt und Am-
bulanzen geschlossen worden, auch
an den SLK-Kliniken. In dieser Situa-
tion sollen die Fachärzte bei der Not-
fallversorgung von Patienten ein-
springen. Unsere Redaktion hat den
Heilbronner Dermatologen Bernd
Salzer, Vorsitzender der Fachärztli-
chen Berufsverbände im Land, ge-
fragt, was nun auf Ärzte und Patien-
ten zukommt.

Was erwartet die Fachärzte in Baden-
Württemberg?
Bernd Salzer: Das hängt stark vom
Fachgebiet ab. Ich bin Hautarzt, in
diesem Bereich ist es möglich, Pa-
tienten in der Praxis zu versorgen,
die zuvor in die Klinik gegangen
sind und die teilweise auch stationär
dort waren. Wir müssen diese Pa-
tienten dann eben öfter einbestellen.
Ambulante Operationen können wir
ganz normal weitermachen, denn
dafür braucht es in der Regel eine lo-
kale Betäubung und das geht ohne
Narkosearzt. Bei Orthopäden sieht
das anders aus. Sie fahren ihr OP-
Programm zurück, denn für größere
OPs braucht man häufig einen Anäs-
thesisten – und die werden wieder-
um auf Abruf in den Kliniken ge-
braucht.

Welche Botschaft haben Sie für die Pa-
tienten?
Salzer: Die Fachärzte sind da und
halten die Versorgung am Laufen,
Patienten brauchen sich keine Sor-
gen zu machen.

Wie sollen sich Patienten verhalten?
Sollte man Arztbesuche vorerst zu-
rückstellen?
Salzer: Leute mit Schmerzen oder
anderen schwerwiegenden Be-
schwerden sollten den Gang zum
Arzt nicht zu lange aufschieben aus
Angst vor einer Infektion. In den
Praxen wird alles Erdenkliche ge-

tan, um das Infektionsrisiko zu mini-
mieren. Und ernste Beschwerden
sollte man lieber nicht verschlep-
pen, sonst verschlechtert sich der
Zustand womöglich dauerhaft. Klei-
nigkeiten, die warten können, stellt
man jetzt besser zurück.

Die Kassenärztliche Vereinigung
(KV) hat die Fachärzte im Land auf-
gefordert, Routinekontrollen und -di-
agnostik auszusetzen, um Kapazitä-
ten freizuhalten. Was bedeutet das für
Niedergelassene?
Salzer: Die Praxen sind gerade lee-
rer als sonst, denn wir haben schon
vorsorglich Termine storniert.
Wenn Routinetermine entfallen
oder auf unbestimmte Zeit verscho-
ben werden, bedeutet das natürlich

finanzielle Einbußen. Eine Praxis
kann dadurch in Schieflage geraten.
Aber ich bin zuversichtlich: Ein Ge-
setzentwurf zur Absicherung von
Ausfällen im Bereich der gesetzli-
chen Versicherung ist auf dem Weg.

Haben Ihre Kollegen Verständnis da-
für, dass sie einspringen und ihr eige-
nes Kerngeschäft zurückstellen sol-
len?
Salzer: Ja, das wurde unter den Ver-
tretern der einzelnen Fachverbände
vorbesprochen und mit großem
Konsens vereinbart.

Fühlen Sie sich von der Politik ausrei-
chend unterstützt?
Salzer: Eindeutig nein. Das begann
schon vor Wochen bei der Vorberei-
tung auf eine mögliche Welle von In-
fizierten. Es gab nicht genügend
Schutzausrüstung, es war unklar,
wo die Tests stattfinden und wer sie
bezahlt, und dann ist zeitweilig noch
das Desinfektionsmittel ausgegan-
gen.

Das klingt nach institutionellem Ver-
sagen.
Salzer: Es hieß immer, Notfallpläne
seien vorhanden – aber man muss
solch ein Szenario doch auch mal
durchspielen. Jetzt sind wir in Wo-
che drei der Krise und es gibt immer
noch gravierende Probleme.
Schutzausrüstung, vor allem FFP-2-
Masken zum Schutz des Praxisper-
sonals vor Infektionen, fehlen weiter
und es ist der Ärzteschaft überlas-
sen, diesen Notstand zu regeln.

Das heißt, Sie müssen selbst auf die
Suche nach Schutzkleidung gehen?
Salzer: Ich habe über persönliche
Kontakte einige Masken organi-
siert. Was die Regierung zur Verfü-
gung stellt, ist immer noch viel zu
wenig. Die Masken, die gerade ein-
getroffen sind, werden an die Zen-
tren verteilt, die Corona-Patienten
behandeln oder testen, dann an die
Hausärzte. Wir Fachärzte müssen
uns selbst kümmern, auch die KV
bemüht sich krampfhaft, Schutzaus-
rüstung zu bekommen – und die ist
meist völlig überteuert.

„Jetzt sind wir in Woche
drei der Krise und

es gibt immer noch
gravierende Probleme.“
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